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(Nr. 9831.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes vom 31. Juli 1895, betreffend die Errichtung 
einer Centralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredites 
(Gefe-Samml S. 310). Vom 8. Juni 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen 2. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

sel; 

Die der Preußiſchen Centralgenoſſenſchaftskaſſe für die Dauer ihres Be- 
ſtehens vom Staat als Grundkapital gewährte Einlage (F. 3 Geſetz vom 31. Juli 
1895) wird auf 20 Millionen Mark erhöht. 

Das Erhöhungskapital iſt in baar oder in Schuldverſchreibungen zum 
Kurswerth zu überweiſen. 

$. 2. 


Der F. 6 des Geſetzes vom 31. Juli 1895 erhält unter 1 folgende Faſſung: 

1) zunächſt ½ zur Bildung eines Reſervefonds, ½ zur Verzinſung der 
Einlagen ($$. 3 und 5) bis zu drei vom Hundert verwendet, ein 
etwaiger Ueberreſt aber ebenfalls dem Reſervefonds zugeführt. 


$. 3. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung des Erhöhungs⸗ 
kapitales (F. 1) Schuldverſchreibungen auszugeben. Er beſtimmt, wann, durch 
welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, zu welchen Be- 
dingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen ver- 
ausgabt werden ſollen. | 

Sefeg-Samml. 1896. (Nr. 9831— 9832.) 26 


Ausgegeben zu Berlin den 23. Juni 1896. 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


a = 


Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz⸗Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


§ 4. 
Der Erlaß der zur Ausführung des F. 9 Abſatz 1 des Geſetzes vom 
31. Juli 1895, insbeſondere der zur Uebertragung der geſetzlichen Vorſchriften 
über die Kautionen, das Penſionsweſen und die Fürſorge für die Hinterbliebenen 
der unmittelbaren Staatsbeamten ſowie der Disziplinargeſetze für die nicht richter⸗ 
lichen Beamten auf die Beamten der Preußiſchen Centralgenoſſenſchaftskaſſe 
erforderlichen Beſtimmungen erfolgt im Wege Königlicher Verordnung. 


À F. 5. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 8. Juni 1896. 


(L. S) Wilhelm, 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
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(Nr. 9832.) Geſetz, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- und Anfietelungsgütern. Vom 
8. Juni 1896. ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
den Geltungsbereich der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Geſetz⸗Samml. 
S. 446), mit Ausnahme des Bezirkes des Oberlandesgerichtes zu Cöln, was folgt: 


§ 1. 
Durch Eintragung der Anerbengutseigenſchaft im Grundbuche werden An⸗ 
erbengüter im Sinne dieſes Geſetzes: 
1) alle Rentengüter, welche gemäß $. 12 des Geſetzes, betreffend die Be⸗ 
förderung der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 Geſetz⸗ 
Samml. S. 279) durch Vermittelung der Generalkommiſſion begründet 
find oder künftig begründet werden, oder nach Maßgabe der $$. 1, 2 
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oder 10 deſſelben Geſetzes der Rentenbank rentenpflichtig geworden. find 
oder künftig werden / 

2) alle Rentengüter, welche vom Staate in Gemäßheit des Geſetzes über 
Rentengüter vom 27. Juni 1890 Geſetz⸗Samml. S. 209) begründet 
ſind oder künftig begründet werden, 

3) alle Anſiedlerſtellen, welche nach dem Geſetze, betreffend die Beförderung 
deutſcher Anſiedelungen in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen, 
vom 26. April 1886 (Geſetz-Samml. S. 131) zu Eigenthum aug- 
gegeben ſind oder künftig ausgegeben werden. 

Bei den durch Zukauf gebildeten Rentengütern wird durch Eintragung der 
Anerbengutseigenſchaft im Grundbuche die ganze Stelle Anerbengut im Sinne 
dieſes Geſetzes. 

$. 2. 

Die Eintragung der Anerbengutseigenſchaft im Grundbuche erfolgt auf 
Erſuchen der zuſtändigen Behörde. 

Zuſtändig ift für die Güter des 6 1: 

zu Ziffer 1: die Generalkommiſſion, 

zu Ziffer 2: die Behörde, welche den Staat bei Errichtung des Renten⸗ 
gutes vertreten hat, 

zu Ziffer 3: die Anſiedelungskommiſſion. 

Die zuſtändige Behörde hat nach Anhörung des Eigenthümers die Ein⸗ 
tragung von Amtswegen nachzuſuchen. Beſitzen die im F. 1 bezeichneten Güter 
ausnahmsweiſe eine wirthſchaftliche Selbſtändigkeit nicht, oder ſtehen der Aufrecht⸗ 
erhaltung der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit überwiegende gemeinwirthſchaftliche 
Intereſſen entgegen, fo ift die Eintragung der Anerbengutseigenſchaft nicht nad 
zuſuchen. . 

$. 3. 

Jedes Anerbengut erhält ein eigenes Grundbuchblatt nach Formular I der 
Grundbuchordnung. Die Anerbengutseigenſchaft wird in der II. Abtheilung ein⸗ 
getragen. Die Vorſchrift des §. 13 der Grundbuchordnung findet auf Anerben⸗ 
gütet keine Anwendung. 

$. 4. 


Auf Antrag des Eigentümers können dem Anerbengute andere Grund⸗ 
ſtücke als Zubehör zugeſchrieben werden. Dieſe Grundſtücke erlangen durch die 
Zuſchreibung Anerbengutseigenſchaft. 


§. 5. 

Die Anerbengutseigenſchaft wird durch Löſchung im Grundbuche auf⸗ 
gehoben. Die Löſchung erfolgt auf Erſuchen der Generalkommiſſion. Dieſe hat 
nach Anhörung des Eigenthümers die Löſchung nur dann nachzuſuchen, wenn 
das Gut die wirthſchaftliche Selbſtändigkeit verloren hat, oder der Aufrechterhaltung 
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der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit überwiegende gemeinwirthſchaftliche Intereſſen 
entgegenſtehen. 
F. 6. 
Das Recht des Eigenthümers, über das Anerbengut unter Lebenden und 
von Todeswegen zu verfügen, bleibt unberührt, ſoweit dieſes Geſetz keine Be⸗ 
ſchränkungen enthält. 


S. 7. 

Der Eigenthümer eines Anerbengutes kann ohne die Genehmigung der 
Generalkommiſſion weder durch Verfügung unter Lebenden noch von Todeswegen 
die Zertheilung des Anerbengutes oder die Abveräußerung von Theilen deſſelben 
vornehmen. 

Wenn der Eigenthümer durch Verfügung unter Lebenden das Gut im 
Ganzen an einen Anderen als an einen ſeiner Nachkommen, Geſchwiſter, deren 
Nachkommen oder ſeine Ehefrau veräußert, ſo iſt hierzu die Genehmigung der 
Generalkommiſſion erforderlich. Dieſe Genehmigung darf nur verſagt werden, 
wenn Thatſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß die wirthſchaft⸗ 
liche Selbſtändigkeit des Anerbengutes durch Vereinigung mit einem größeren 
Gute aufgehoben wird. 

Vor der Entſcheidung der Generalkommiſſion ift der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß, 
in deſſen Bezirk das Anerbengut belegen iſt, gutachtlich zu hören. Bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten entſcheidet der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 

Dieſe Beſtimmungen finden nur auf die nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
begründeten oder rentenpflichtig gewordenen Rentengüter und Anſiedlerſtellen 
Anwendung. ; 

$ $. 8. 

Der Eigenthümer, welcher die Abſchreibung von Theilen eines Anerben⸗ 
gutes beantragt, hat außer der nach $. 7 erforderlichen Genehmigung der General- 
kommiſſion deren Erklärung darüber beizubringen, ob mit dem Trennſtück die 
Anerbengutseigenſchaft übertragen werden ſoll. Die Uebertragung unterbleibt, 
wenn die Generalkommiſſion hierin einwilligt. Sie hat ihre Einwilligung zu 
erklären, wenn das Trennſtück eine wirthſchaftliche Selbſtändigkeit nicht beſitzt, 
oder der Aufrechterhaltung der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit überwiegende 
gemeinwirthſchaftliche Intereſſen entgegenſtehen. 


629 
Von der Eintragung und von der Löſchung der Anerbengutseigenſchaft, 
von der die Anerbengutseigenſchaft begründenden Juſchreibung (F. 4) ſowie von 
jeder Abſchreibung (J. 8) ift den Betheiligten und der Behörde, welche die Ein- 
tragung oder Löſchung nachgeſucht hat, in allen Fällen derjenigen General- 
kommiſſion, in deren Bezirk das Anerbengut belegen iſt, unverzüglich Kenntniß 
zu geben. 


$. 10. 

Wenn zu einem Nachlaffe ein Anerbengut gehört und der Erblaſſer von 
mehreren Perſonen beerbt wird, fo fällt ohne Rückſicht auf den letzten Wohnſitz 
des Erblaſſers in Ermangelung einer entgegenſtehenden Verfügung von Todes⸗ 
wegen das Anerbengut nebſt Zubehör als Theil der Erbſchaft kraft des Geſetzes 
einem Erben (dem Anerben) allein zu. 

Das Anerbenrecht gilt, unbeſchadet der Beſtimmungen des F. 30, nur für 
die Nachkommen und die Geſchwiſter des Erblaſſers ſowie deren Nachkommen. 

Es tritt nur ein, wenn der Anerbe zugleich Erbe des Erblaſſers iſt. 


GR 
Die Reihenfolge, in welcher die Nachkommen des Erblaſſers zu Anerben 
berufen werden, richtet ſich 
in den Geltungsgebieten der Höfegeſetze und Landgüterordnungen, 
unbeſchadet der Beſtimmung des F. 12, nach den entſprechenden 
Vorſchriften dieſer Geſetze, 
im Uebrigen nach folgenden Grundſätzen: 

Leibliche Kinder gehen den Adoptivkindern, eheliche den unehelichen vor. 
Uneheliche Kinder ſind nicht Anerben ihres Vaters. Durch nachfolgende Ehe 
legitimirte Kinder ſtehen den ehelichen gleich. Ferner geht vor der ältere Sohn 
und deſſen Nachkommen männlichen Geſchlechtes, in Ermangelung von Söhnen 
oder männlichen Nachkommen ſolcher die ältere Tochter des älteren Sohnes und 
deren Nachkommen, falls aber Nachkommen von Söhnen nicht vorhanden ſind, 
die ältere Tochter des Erblaſſers und deren Nachkommen. 

Unter den Nachkommen eines Kindes richtet fih die Berufung zum An- 
erben nach denſelben Grundſätzen. 
$. 12. 

Kinder, welche zur Zeit des Todes des Erblaſſers entmündigt ſind, ſowie 
Kinder, welche vor dem Tode des Erblaſſers eine rechtskräftige Verurtheilung zu 
Zuchthausſtrafe unter gleichzeitiger Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
erlitten haben, ſtehen den übrigen Miterben nach. | = 


F. 13. 
Gehören zu den Erben Geſchwiſter oder deren Nachkommen, ſo finden die 
X$. 11 und 12 entſprechende Anwendung. Vollbürtige Geſchwiſter und deren 
Nachkommen gehen den halbbürtigen und deren Nachkommen vor. : 


$. 14. 

Der Anerbe erwirbt das Eigenthum des Anerbengutes nebft Zubehör mit 
dem Erwerbe der Erbſchaft. Jedoch ſteht es ihm frei, ohne die Erbſchaft aus: 
zuſchlagen, auf ſein Anerbenrecht zu verzichten. In ſolchem Falle geht dieſes 
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auf den nächſten Anerbenberechtigten mit der Wirkung über, als ob derſelbe von 
vornherein der Anerbe geweſen wäre. 

Zur Eintragung des Anerben als Eigenthümers im Grundbuche iſt die 
Einwilligung der Miterben erforderlich. Vor der Eintragung iſt das Anerbengut 
der Zwangsvollſtreckung durch die Gläubiger des Anerben nicht unterworfen. 
Dieſelben ſind aber berechtigt, an Stelle des Anerben deſſen Eintragung als 
Eigenthümer zu beantragen und die zum Zwecke derſelben erforderlichen Urkunden 
von Gerichten und Notaren zu erfordern. : 

Die Uebertragung des Anerbenrechtes durch Verfügung unter Lebenden, 
insbeſondere durch Erbſchaftskauf, iſt unzuläſſig. f 


SIR 

Der Verzicht des Anerben auf fein Anerbenrecht kann rechtswirkſam nur 
gegenüber dem Nachlaßgerichte erklärt werden. Der Verzicht iſt unwiderruflich. 

Auf Antrag eines Miterben hat das Nachlaßgericht den Anerben unter 
Mittheilung des Antrages aufzufordern, ſich binnen einer beſtimmten Friſt zu 
erklären, ob er auf ſein Anerbenrecht verzichtet. 

Giebt der Anerbe innerhalb der Friſt keine Erklärung ab, ſo gilt er als 
verzichtend. Auf dieſe Folge iſt der Anerbe in der gerichtlichen Aufforderung 
hinzuweiſen. 

Wenn der Aufenthalt des Anerben unbekannt, oder bei einer im Auslande 
zu bewirkenden Zuſtellung die Befolgung der für dieſe beſtehenden Vorſchriften 
unausführbar iſt, oder keinen Erfolg verſpricht, ſo kann die Zuſtellung durch 
öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

Die Friſt beträgt mindeſtens zwei Wochen ſeit der Zuſtellung der Auf- 
forderung und kann auf Antrag des Anerben, wenn erhebliche Gründe glaubhaft 
gemacht ſind, verlängert werden. Sie wird nach Maßgabe der $$. 199, 200 
und 202 Abſatz 3 der Civilprozeßordnung berechnet und endigt nicht vor Ablauf 
der dem Anerben zuſtehenden Ueberlegungsfriſt. Letztere Beſtimmung findet keine 
Anwendung, wenn die Ueberlegungsfriſt nur auf Antrag gewährt und der Antrag 
erſt nach Ablauf der Erklärungsfriſt geſtellt wird. 

Steht der Anerbe unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft, ſo bedarf der 
Verzicht auf das Anerbenrecht der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes. 
Das Nachlaßgericht ſoll von einer gemäß Abſatz 2 erlaſſenen Aufforderung dem 
Vormundſchaftsgerichte unverzüglich Kenntniß geben. Auf Erſuchen des letzteren 
kann die zur Abgabe der Erklärung beſtimmte Friſt verlängert werden. 


$. 16. 
Im Sinne dieſes Geſetzes find Zubehör des Anerbengutes: 
1) die mit dem Anerbengute oder mit Theilen des Gutes verbundenen 
Gerechtigkeiten; 
2) die auf dem Anerbengute vorhandenen Gebäude, Anlagen, Holzungen 
und Bäume,; 


„ A 


3) das Wirthſchaftsinventar; es umfaßt: das auf dem Anerbengute vor: 
handene, für die Wirthſchaft erforderliche Vieh, Acker⸗ und Hausgeräth 
einſchließlich des Leinenzeuges und der Betten, den vorhandenen Dünger 
und die für die Bewirthſchaftung bis zur nächſten Ernte dienenden 
Vorräthe an Früchten und ſonſtigen Erzeugniſſen. 


IT 

Der Anrechnungswerth des Anerbengutes nebft Zubehör wird nach folgenden 
Grundſätzen feſtgeſtellt: 

Das Anerbengut wird nach dem jährlichen nachhaltigen Reinertrage geſchätzt, 
den es mit dem Zubehör durch Benutzung als Ganzes bei ordnungsmäßiger 
Bewirthſchaftung und in dem bisherigen Kulturzuſtande gewährt. Die vorhandenen 
Gebäude und Anlagen ſind, inſoweit ſie zur Wohnung und Bewirthſchaftung 
erforderlich ſind, nicht beſonders zu ſchätzen, ſonſt aber nach dem Werthe des 
Nutzens, welcher durch Vermiethung oder auf andere Weiſe daraus gezogen 
werden kann, zu veranſchlagen. Letzteres gilt insbeſondere von Nebenwohnungen 
ſowie von Gebäuden und Anlagen, welche zu beſonderen Gewerbebetrieben beſtimmt 
ſind. Von dem ermittelten jährlichen Wirthſchaftsertrage ſind alle dauernd auf 
dem Anerbengute nebſt Zubehör ruhenden Laſten und Abgaben nach ihrem 
muthmaßlichen jährlichen Betrage abzuſetzen. Laſten und Abgaben, auf welche 
die Ablöſungsgeſetze Anwendung finden, ſind dabei nach deren Vorſchriften in 
eine jährliche Geldrente umzurechnen. Wegen der das Anerbengut belaſtenden 
Hypotheken, Grundſchulden und dauernden Renten mit Ausnahme derjenigen, 
welche auf Grund der Ablöſungsgeſetze an die Stelle von Laſten und Abgaben 
getreten ſind, findet ein Abzug nicht ſtatt. 

Der übrig bleibende Theil des jährlichen Wirthſchaftsertrages wird mit 
dem 25 fachen zu Kapital gerechnet. Von dem hiernach feſtgeſtellten Betrage 
werden die auf dem Anerbengute haftenden vorübergehenden Laſten (Altentheile 
und dergleichen) mit einem ihrer wahrſcheinlichen Dauer entſprechenden Kapitale 
in Abzug gebracht. Tilgungsrenten werden nur inſoweit abgezogen, als ſie auf 
Grund der Ablöſungsgeſetze an die Stelle von Laſten und Abgaben getreten ſind, 
und alsdann mit demjenigen Kapitalbetrage in Rechnung geſtellt, welcher durch 
die Rentenzahlungen noch zu tilgen iſt. 

Das ſich aus dieſer Berechnung ergebende Kapital bildet den Anrechnungs⸗ 
werth des Anerbengutes. 


$. 18. 

Bei der Erbtheilung ſind die Erbſchaftsſchulden, einſchließlich der das 
Anerbengut nebſt Zubehör belaſtenden Hypotheken, Grundſchulden und der nach 
$. 17 nicht in Abzug gebrachten Renten, auf das außer dem Anerbengute nebft 
Zubehör vorhandene Vermögen anzurechnen. Zu dieſem Zwecke ſind die dauernden 
Renten mit dem 25 fachen Betrage oder, wenn für den Fall ihrer Ablöſung auf 
Verlangen des Verpflichteten ein höherer Betrag vereinbart iſt, mit dieſem zu 
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kapitaliſiren. Die Tilgungsrenten find mit den durch die Rentenzahlungen noch 
zu tilgenden Kapitalbeträgen in Rechnung zu ſtellen. 

Werden die hiernach in Anſatz zu bringenden Erbſchaftsſchulden durch das 
außer dem Anerbengute vorhandene Vermögen gedeckt, ſo erhält der Anerbe ein 
Drittheil des Anrechnungswerthes als Voraus. 

Werden ſie durch dieſes Vermögen nicht gedeckt, ſo iſt der Mehrbetrag der 
Erbſchaftsſchulden von dem Anrechnungswerthe in Abzug zu bringen, und es 
erhält von dem verbleibenden Betrage der Anerbe ein Drittheil als Voraus. In 
dieſem Falle iſt der Anerbe den Miterben gegenüber verpflichtet, den vom An⸗ 
rechnungswerthe in Abzug gebrachten Mehrbetrag der Erbſchaftsſchulden als Allein⸗ 
ſchuldner zu übernehmen. 

Den Erbſchaftsſchulden ſtehen im Sinne dieſes Geſetzes die Vermächt⸗ 
niſſe gleich. 

$. 19. * 

Soweit dieſes Geſetz nichs Anderes beſtimmt, erfolgt die Theilung der 
Erbmaſſe unter die Miterben, einſchließlich des Anerben, nach dem allgemeinen 
Rechte. Nach dieſem Rechte richtet ſich auch die Haftung der Erben für Erb⸗ 
ſchaftsſchulden. Der Anerbe haftet den Erbſchaftsgläubigern auch mit dem Bers 
mögen, welches er als Anerbe erhalten hat. 


$. 20. 

In Ermangelung einer Einigung der Erben über die Art der Erbtheilung 
hat die Generalkommiſſion auf Antrag eines Erben eine gütliche Vereinbarung 
der Betheiligten nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu verſuchen und hierbei auf die 
Erhaltung der Einheit und Leiſtungsfähigkeit des Anerbengutes hinzuwirken. 

Hierbei iſt für den Fall, daß die Uebernahme der Erbabfindungsrente 
(Abak 5) ſeitens der Rentenbank nicht zu gewärtigen iſt, auf Gewährung einer 
Kapitalabfindung an die Miterben inſoweit Bedacht zu nehmen, als die Ber 
hältniſſe der Miterben ſolche erfordern und ſie, unbeſchadet der Leiſtungsfähigkeit 
des Anerbengutes, geſchehen kann. Behufs Feſtſtellung des Anrechnungswerthes 
haben der Anerbe und die Miterben je einen Sachverſtändigen zu wählen; dieſe 
beſtimmen einen Obmann. Weigern ſich die Betheiligten, einen Sachverſtändigen 
zu ernennen, oder kommt unter den Miterben eine Einigung über die Perſon 
des Sachverſtändigen oder unter den Sachverſtändigen eine Einigung über die 
Perſon des Obmannes nicht zu Stande, ſo wird der Sachverſtändige Obmann) 
von der Generalkommiſſion ernannt. 

Nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen hat auch das Nachlaß⸗ 
gericht bei der Nachlaßregulirung zu verfahren. 

Die Generalkommiſſion hat von der Einleitung und von dem Ausgang 
des Einigungsverfahrens das Nachlaßgericht ſofort zu benachrichtigen. War vor 
dem Eingang einer Mittheilung von der Einleitung des Verfahrens durch die 
Generalkommiſſion bereits die Nachlaßregulirung beantragt, ſo hat das Nachlaß⸗ 
gericht hiervon die Generalkommiſſion ſofort in Kenntniß zu ſetzen. Letztere hat 
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alsdann das Einigungsverfahren einzuftellen. Wird nach Eingang der Mit- 
theilung der Generalkommiſſion bei dem Nachlaßgerichte die Nachlaßregulirung 
beantragt, jo hat die Generalkommiſſton ebenfalls auf Erſuchen des Gerichts ihr 
Verfahren einzuſtellen. 

Erfolgt eine Einigung nicht, ſo können die Miterben ihre Erbantheile 
von dem Betrage des Anrechnungswerthes, welcher nach Abzug des Voraus 
und des etwaigen Mehrbetrages der Erbſchaftsſchulden (F. 18 Abſatz 3) 
übrig bleibt, nur in einer ihrerſeits unkündbaren Geldrente (Erbabfindungsrente) 
beanſpruchen. Sie können verlangen, daß dieſe Renten auf dem Anerbengute 
im Grundbuche eingetragen werden. Wenn jedoch die Erbantheile im Einzelnen 
den Betrag von 30 Mark oder in ihrer Geſammtheit den Betrag des jährlichen 
nachhaltigen Reinertrages nicht überſteigen, ſo kann von den Miterben Kapital⸗ 
abfindung verlangt werden. 

S. 21. 

Die Erbabfindungsrente entſpricht dem fünfundzwanzigſten Theile des den 
Erbantheil ausmachenden Kapitales. Sie läuft vom Todestage des Erblaſſers 
an und iſt mit Ablauf eines jeden Vierteljahres ſeit dieſem Tage zahlbar. In 
Ermangelung einer anderweiten Vereinbarung der Betheiligten iſt ſie, und zwar 
durch Zuſchlag eines jährlichen Amortiſationsbetrages von einundeinhalb Prozent 
des Abfindungskapitales, zu tilgen. 

N Die Dauer der Tilgungsperiode beſtimmt fich nach der als Anlage I bei- 
gefügten Tabelle. 

Der Anerbe und, ſofern die Rente im Grundbuche eingetragen iſt, auch 
der Eigenthümer des Anerbengutes ſind berechtigt, die Rente nach vorgängiger 
dreimonatlicher Kündigung durch Kapitalzahlung abzulöſen. 


§. 22. 

Die nach vorſtehenden Beſtimmungen feſtgeſetzte Erbabfindungsrente kann 
auf Antrag eines Betheiligten nach folgenden Grundſätzen durch Vermittelung 
der Rentenbank abgelöſt werden: 

1) Der Rentenberechtigte erhält als Abfindung entweder den 24½ fachen 
Betrag der Erbabfindungsrente ($. 20) in dreiundeinhalbprozentigen 
oder den 26 fachen Betrag in dreiprozentigen Rentenbriefen nach deren 
Nennwerth, oder, ſoweit dies durch ſolche nicht geſchehen kann, in 
baarem Gelde. Bei einer weſentlichen Veränderung des Zinsfußes 
kann für künftige Abfindungen das Vielfache der Erbabfindungsrente 
im Wege Königlicher Verordnung anderweit feſtgeſetzt werden. 

2) Der Anerbe hat vom Zeitpunkte der Uebernahme der Erbabfindungs⸗ 
rente auf die Rentenbank an eine Rentenbankrente zu entrichten. Sie 
beträgt: 

a) falls dreieinhalbprozentige Rentenbriefe als Abfindung gegeben 
ſind, fünf Prozent, 
Geſetz⸗Samml. 1896. (Nr. 9832.) 27 
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b) falls dreiprozentige Rentenbriefe gegeben ſind, viereinhalb 
Prozent des Nennwerthes der Renkenbriefe und des zur Gr- 
gänzung gegebenen baaren Geldes. 
Der Anerbe hat die Rentenbankrente von fünf Prozent während einer 
Tilgungsperiode von 35 Jahren, die Rentenbankrente von viereinhalb Prozent 
während einer Tilgungsperiode von 37 Jahren zu entrichten. 


F. 23. 

Der Antrag auf Uebernahme der Erbabfindungsrente auf die Rentenbank 
iſt bei der Generalkommiſſion zu ſtellen. 

Wird bei einer gerichtlichen Erbauseinanderſetzung die Uebernahme einer 
Erbabfindungsrente auf die Rentenbank beantragt, ſo hat das Gericht nach Be⸗ 
endigung des Verfahrens die Akten der Generalkommiſſion zur Einleitung des 
Uebernahmeverfahrens zu überſenden. 

Das Uebernahmeverfahren richtet ſich nach folgenden Vorſchriften: 

1) Die Generalkommiſſion hat ſofort nach der Einleitung den Grundbuch⸗ 
richter zu erſuchen, bei der eingetragenen Erbabfindungsrente vor: 
zumerken, daß das Uebernahmeverfahren eingeleitet ift. Wenn die 
Erbabfindungsrente nicht eingetragen und der Rentenverpflichtete Eigen⸗ 
thümer des Anerbengutes iſt, ſo iſt das Erſuchen dahin zu richten, 
daß die Rentenpflicht bei dem Anerbengute vorgemerkt werde. Dieſe 
Vormerkungen haben die Wirkung, daß der Rentenbankrente der Rang 
der eingetragenen Erbabfindungsrente zur Zeit der Eintragung der 
Vormerkung oder, wenn die Erbabfindungsrente nicht im Grundbuche 
eingetragen iſt, der Vorrang vor ſpäteren Eintragungen geſichert wird. 
Im Falle einer Einſtellung des Uebernahmeverfahrens hat die General⸗ 
kommiſſion den Grundbuchrichter um die Löſchung der Vormerkungen 
zu erſuchen. 

3) Nach Uebernahme der Erbabfindungsrente auf die Rentenbank wird 
auf Erſuchen der Generalkommiſſion im Grundbuche vermerkt, daß 
das Anerbengut der Rentenbank rentenpflichtig iſt. In den Ein⸗ 
tragungsvermerk iſt der Betrag der Rentenbankrente und des ihr ent⸗ 
ſprechenden Kapitales, ſowie Beginn und Dauer der Tilgung auf 
zunehmen. 

4) Die Vorſchriften des Geſetzes über die Errichtung von Rentenbanken 
vom 2. März 1850 Geſetz⸗Samml. S. 111) nebſt den daſſelbe er- 
gänzenden geſetzlichen Beſtimmungen, ſowie F. 6 Ziffer 1, 2, 3, 5 
und 7 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung von 
Rentengütern, vom 7. Juli 1891 finden auf die von der Rentenbank 
übernommenen Erbabfindungsrenten mit der Maßgabe ſinngemäße An⸗ 
wendung, daß fih die Rangordnung der an die Stelle der Erb- 
abfindungsrenten getretenen Rentenbankrenten gegenüber anderen Be⸗ 
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laſtungen des Anerbengutes nach SS. 17 und 36 des Geſetzes über den 
Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke x. vom 
5. Mai 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 433) regelt. 

5) Die Reſſortminiſter beſtimmen, ob und von welchem Zeitpunkte an 
dreieinhalb» oder dreiprozentige Rentenbriefe als Abfindung gegeben 
werden ſollen. Wenn der Kurs der dreieinhalbprozentigen Rentenbriefe 
an der Berliner Börſe dauernd auf dem Nennwerthe oder darunter 
ſteht, dürfen dreiprozentige Rentenbriefe nur mit Zuſtimmung des 
Empfängers ausgegeben werden. 

6) Nach den als Anlagen II und III beigefügten Tabellen beſtimmt ſich, = 
welche Summen im Falle des $. 23 des Rentenbankgeſetzes vom = 
2. März 1850 in den verſchiedenen Jahren der beiden Tilgunge Ne, 
perioden (§. 22 Ziffer 2) zur Ablöſung von Rentenbeträgen erforder⸗ < 


lich find. 
$. 24. 


Die Generalkommiſſion hat den Antrag auf Uebernahme der Erbabfindungs⸗ 
rente auf die Rentenbank zurückzuweiſen, ſoweit für die zu übernehmende Renten⸗ 
bankrente eine ausreichende Sicherheit nicht vorhanden iſt. 

Die Sicherheit der Rentenbankrente kann als vorhanden angenommen 
werden, ſoweit der Nennwerth der auszugebenden Rentenbriefe innerhalb des 
dreißigfachen Betrages des bei der letzten Grundſteuereinſchätzung ermittelten 
Kataſtralreinertrages mit Hinzurechnung der Hälfte des Werthes, mit welchem 
die Gebäude bei einer der nach $. 19 des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850 
beſtimmten Verſicherungsgeſellſchaften verſichert ſind, oder innerhalb der erſten 
drei Viertel des von der Generalkommiſſion zu ermittelnden Anrechnungswerthes 
F. 17) zu ſtehen kommt. Die Ermittelung des Anrechnungswerthes erfolgt 
unter Zuziehung der Betheiligten ſowie zweier mit den örtlichen Verhältniſſen 
vertrauter Sachverſtändigen und geeigneten Falles eines Bauſachverſtändigen. 

War bereits früher auf behördliche Veranlaſſung eine Taxe des Anerben⸗ 
gutes aufgenommen, fo ift diefe, ſoweit angängig, zu Grunde zu legen. Von 
der Zuziehung von Sachverſtändigen kann in dieſem Falle abgeſehen werden. 

In einfachen und klaren Fällen iſt die Generalkommiſſion befugt, nach 
ihrem Ermeſſen den Anrechnungswerth feſtzuſetzen oder fich die Ueberzeugung von 
der Sicherheit in anderer geeigneter Weiſe zu verſchaffen. 


§. 25. 

Bei Prüfung der Sicherheit der Rentenbankrente ſind die das Anerbengut 
belaſtenden Tilgungsrenten mit denjenigen Kapitalbeträgen in Rechnung zu 
ſtellen, welche durch die Rentenzahlungen noch zu tilgen find. 

Soweit wegen der auf dem Anerbengute ruhenden Belaſtungen die zur 
Uebernahme der Erbabfindungsrente auf die Rentenbank erforderliche Sicherheit 
nicht vorhanden iſt, kann die Erbabfindungsrente nachträglich nach Maßgabe 
der Tilgung dieſer Belaſtungen auf Antrag eines Betheiligten auf die Renten⸗ 
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bank übernommen werden. Die Feſtſetzung der Uebernahmebedingungen bleibt 
den Ausführungsvorſchriften vorbehalten. 


F. 26. 


Wird das Anerbengut innerhalb 20 Jahren nach dem Tode des Erblaſſers 
veräußert, fo hat der Anerbe den Betrag des Voraus (F. 18) und bei Theil- 
veräußerungen, ſoweit nicht gleichwerthige Grundſtücke ausgetauſcht werden, einen 
entſprechenden Theil des Voraus nachträglich in die Erbſchaftsmaſſe einzuwerfen. 

Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn der Anerbe das 
Anerbengut ganz oder theilweiſe an einen ihm gegenüber anerbenberechtigten 
Verwandten (Nachkommen, Geſchwiſter oder deren Nachkommen) veräußert. Der 
Erwerber ift jedoch in Gewäßheit des Abſatzes 1 das Voraus ganz oder theil- 
weiſe einzuwerfen verpflichtet, wenn er das Anerbengut oder einen Theil des- 
ſelben während des angegebenen Zeitraumes an einen Anderen als einen ihm 
gegenüber anerbenberechtigten Verwandten (Nachkommen, Geſchwiſter oder deren 
Nachkommen) weiter veräußert. 

Jeder Betheiligte kann verlangen, daß ſein Anſpruch auf das Voraus 
durch Eintragung einer Kautionshypothek im Grundbuche ſichergeſtellt werde. 


$. 27. 


Wird das Anerbengut innerhalb 20 Jahren nach dem Tode des Erblaſſers 
verkauft, ſo ſteht den anerbenberechtigten Miterben, ſoweit ſie nicht auf das 
Anerbenrecht verzichtet haben, ein geſetzliches Vorkaufsrecht zu. 

Die Reihenfolge mehrerer Vorkaufsberechtigten regelt fih nach den $$. 11 
bis 13 und 28. 

Das Vorkaufsrecht beſchränkt ſich auf den Fall des Verkaufes durch den 
Anerben. Es findet auch ſtatt, wenn die Veräußerung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung erfolgt. Das Vorkaufsrecht kann nicht ausgeübt werden, wenn 
das Gut an einen dem Verkäufer gegenüber anerbenberechtigten Verwandten 
verkauft wird. N 


$. 28. 


Sind mehrere Anerbengüter vorhanden, fo finden die vorſtehenden Be: 
ſtimmungen mit folgender Maßgabe Anwendung: 

Jeder Erbe kann in der Reihenfolge ſeiner Berufung zum Anerben je ein 
Anerbengut wählen. 

Sind mehr Anerbengüter als Berechtigte vorhanden, ſo wird die Wahl 
in derſelben Reihenfolge wiederholt. 

Auf die Ausübung des Wahlrechtes finden die Beſtimmungen des $. 15 
entſprechende Anwendung. 

Der Mehrbetrag der Erbſchaftsſchulden (S. 18 Abſatz 3) ift auf die 
mehreren Anerbengüter nach Verhältniß der Anrechnungswerthe zu vertheilen. 
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§. 29. 
Durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes wird, unbeſchadet der Beſtimmungen 
der $$. 30 und 31, das eheliche Güterrecht nicht berührt. 


i $. 30. 

Wenn zu dem Geſammtgute einer durch den Tod eines Ehegatten auf- 
gelöſten allgemeinen Gütergemeinſchaft oder Errungenſchaftsgemeinſchaft oder 
Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und der Errungenſchaft ein Anerben⸗ 
gut gehört, ſo tritt der nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechtes zur Ueber⸗ 
nahme des Anerbengutes Berechtigte, falls er von dieſem Rechte Gebrauch macht, 
als Anerbe ein. Daffelbe gilt, wenn ein Anerbengut zum Geſammtvermögen 
einer aufgelöſten fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört. ; 

Sind mehrere Anerbengüter vorhanden, fo tritt unter den Vorausſetzungen 
des Abſatzes 1 der überlebende Ehegatte in Betreff ſämmtlicher Anerbengüter als 
Anerbe ein. 

Iſt der zur Uebernahme berechtigte Ehegatte zur Zeit des Todes des 
verſtorbenen Ehegatten entmündigt, oder hat er vor deſſen Tode eine rechtskräftige 
Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe unter gleichzeitiger Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte erlitten, ſo finden die Vorſchriften des Abſatzes 1 keine Anwendung. 

Bei Auflöſung einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch Schichtung iſt in 
den Fällen des Abſatzes 3 und der $$. 21, 26 und 27 ſtatt der Zeit des Todes 
des Erblaſſers der Zeitpunkt maßgebend, zu dem die Auseinanderſetzung erfolgt. 
Das Gleiche gilt bei Auflöſung einer im Anſchluß an eine eheliche Gütergemeinſchaft 
zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Erben des verſtorbenen Ehegatten 
beſtehenden Vermögensgemeinſchaft durch Vertrag. 

Sind nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechtes (Abſatz 1) Mach- 
kommen des Erblaſſers zur Uebernahme des Gutes berechtigt, ſo beſtimmt ſich 
die Reihenfolge der Berufung zu Anerben nach den $$. 11 und 12, jedoch ift 
bei Auflöſung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch Schichtung im Falle des 
§. 12 ſtatt der Zeit des Todes des Erblaſſers der im Abſatz 4 bezeichnete Zeit- 
punkt maßgebend. 

Wenn in den Fällen des Abſatzes 1 ein nach den Vorſchriften des all- 
gemeinen Rechtes zur Uebernahme des Anerbengutes Berechtigter nicht vorhanden 
iſt, oder der Berechtigte von ſeiner Befugniß zur Uebernahme keinen Gebrauch 
macht, fo finden die $$. 10 bis 28 Anwendung. Bei Auflöſung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft durch Schichtung und bei Auflöſung einer im Anſchluß an 
eine eheliche Gütergemeinſchaft zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Erben 
des verſtorbenen Ehegatten beſtehenden Vermögensgemeinſchaft durch Vertrag iſt 
jedoch in den Fällen der $$. 12, 21, 26 und 27 ſtatt der Zeit des Todes des 
Erblaſſers der im Abſatz 4 bezeichnete Zeitpunkt maßgebend. 

Wird eine Vermögensgemeinſchaft der im vorigen Abſatz erwähnten Art 
durch den Tod des überlebenden Ehegatten aufgelöſt, fo finden die $$. 10 bis 28 
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infoweit Anwendung, als nach Maßgabe derſelben gegenüber beiden Eheleuten 
dieſelben Nachkommen anerbenberechtigt ſind. Nachkommen, welche hinſichtlich der 
Erbſchaft des letztverſtorbenen Ehegatten gemäß §. 12 den übrigen Miterben nach⸗ 
ſtehen, ſtehen ihnen auch hinſichtlich der Erbſchaft des verſtorbenen Ehegatten nach. 


g. 31. 


Wenn im Geltungsbereiche des Märkiſchen Provinzialrechtes der überlebende 
Ehegatte ein ihm gehöriges Anerbengut in Ausübung ſeines ſtatutariſchen Erb⸗ 
rechtes zur Erbmaſſe einwirft, fo kann er von den übrigen Betheiligten verlangen, 
daß ihm das Anerbengut nach Maßgabe der SG. 16 bis 18 überlaſſen werde. 
Macht der überlebende Ehegatte von dieſem Rechte Gebrauch, ſo iſt bei Be⸗ 
rechnung der ihm zukommenden ſtatutariſchen Hälfte das Gut mit dem Anrechnungs⸗ 
werthe ($. 17) in Anſatz zu bringen. Die Vorſchriften der $$. 14 Abſatz 3, 15, 
26 und 27 finden ſinngemäße Anwendung. 


$. 32. 


Wer über das Anerbengut letztwillig verfügen kann, iſt befugt, in einer 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Urkunde oder in einer eigenhändig ge- 
ſchriebenen und unterſchriebenen und vom Amts⸗ oder Gemeinde- (Guͤts-) Vorſteher 
beglaubigten ſtempelfreien Urkunde abweichend von den Vorſchriften der $$. 10 
bis 13 und 28 unter den Miterben die Perſon des Anerben zu beſtimmen. 

In gleicher Weiſe kann beſtimmt werden, daß der Anerbe verpflichtet ſein 
ſoll, ſeine Miterben gegen angemeſſene Mitarbeit längſtens bis zu deren Groß⸗ 
jährigkeit ſtandesgemäß zu erziehen und ſie für den Nothfall auf dem Anerben⸗ 
gute zu unterhalten, und daß dagegen während dieſer Zeit der Anſpruch der 
Miterben auf Zahlung der Erbabfindungsrente ruhen ſoll. 

Ebenſo kann beſtimmt werden, daß das Anerbengut vom leiblichen Vater 
oder von der leiblichen Mutter des Anerben bis zu deſſen Großjährigkeit in eigene 
Nutzung und Verwaltung genommen werden kann unter der Verpflichtung, 
während dieſer Zeit den Anerben gegen angemeſſene Mitarbeit ſtandesgemäß zu 
erziehen und für den Nothfall auf dem Anerbengute zu unterhalten, ſowie für 
ihn die Erbabfindungsrente an die Miterben zu zahlen oder die letzteren nach 
Maßgabe des Abſatzes 2 zu erziehen und zu unterhalten. 


H. 33, 

Wird außerhalb der Fälle der geſetzlichen Erbfolge ein Anerbengut durch 
Verfügung unter Lebenden (Altentheils⸗, Uebergabe⸗, Uebertrags⸗Vertrag u. f. w.) 
oder von Todeswegen einem anerbenberechtigten Verwandten zu alleinigem oder 
zu gemeinſchaftlichem Eigenthume mit ſeinem Ehegatten übertragen, und ſind die 
für die Gutsübernahme vorgeſchriebenen Bedingungen in ihrem Geſammtergebniß 
dem Gutsübernehmer nicht ungünſtiger, als die in dieſem Geſetze vorgeſehenen, 
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fo können die Erbabfindungen der übrigen Familienangehörigen nach Maßgabe 
der $$. 21 bis 25 auf die Rentenbank übernommen werden. Das Gleiche gilt, 
wenn die Betheiligten in eine verhältnißmäßige Kürzung ihrer Anſprüche willigen. 


$. 34, 


Für die Berechnung der Höhe des Pflichttheiles derjenigen Miterben, welche 
nicht Anerben werden, iſt der Betrag ihres nach $. 18 zu ermittelnden Erb⸗ 
antheiles maßgebend. 

Daſſelbe gilt von dem Schichttheile, welcher den Kindern im Falle der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft von dem Werthe des gemeinſchaftlichen Vermögens 
zuzuwenden iſt. 


$. 35. 


Verfügungen des im $. 32 bezeichneten Inhaltes können nicht wegen Ver⸗ 
letzung des Pflichttheiles, diejenigen des in Abſatz 3 daſelbſt bezeichneten Inhaltes 
auch nicht auf Grund der geſetzlichen Vorſchriften über die Nachtheile der Wieder⸗ 
verheirathung angefochten werden. 


è §. 36. 


War der Erblaſſer bei feinem Tode nicht der alleinige Eigenthümer des 
Anerbengutes, fo kommen, unbeſchadet der Vorſchriften des S. 30, die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes nicht zur Anwendung, es ſei denn, daß Erblaſſer und 
Anerbe alleinige Miteigenthümer des Gutes waren. 


F. 37. 


Wenn zu dem Nachlaſſe einer Perſon ein Anerbengut gehört, ſo iſt das 
Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Anerbengut belegen iſt, das Nachlaßgericht. 

Sind mehrere, in verſchiedenen Amtsgerichtsbezirken belegene Anerbengüter 
vorhanden, ſo erfolgt die Beſtimmung des örtlich zuſtändigen Gerichts durch das 
Oberlandesgericht und, wenn die mehreren Anerbengüter den Bezirken verſchiedener 
Oberlandesgerichte angehören, durch den Juſtizminiſter. 


§. 38. 

Für das gerichtliche un bei den nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
erfolgenden Erbtheilungen und Auseinanderſetzungen regeln fich die Koſtenſaͤtze 
nach dem geltenden Rechte. Die Erbtheilungen und Auseinanderſetzungen ſind 
ſtempelfrei. 

Die Eintragung und die Löſchung der Anerbengutseigenſchaft, ſowie die 
Aufforderung des Anerben zur Abgabe einer Erklärung in Gemäßheit des S. 15 
Abſatz 2 und $. 28 Abſatz 4 find koſtenfrei. 
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$. 39. 

Auf das Verfahren und das Koſtenweſen bei Ausführung der SS. 2, 5, 
7, 8, 20 bis 25 durch die Generalkommiſſton finden die für Gemeinheits⸗ 
theilungen geltenden Vorſchriften mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1) Zuſtändig iſt diejenige Generalkommiſſion, in deren Bezirk das 

Anerbengut belegen iſt. 

2) Handelt es fih in den Fällen der $$. 5, 7 und 8 um eine Anſiedler⸗ 
tele, fo hat die Generalkommiſſion vor ihrer Entſcheidung die Mn- 
ſiedelungskommiſſton zu hören. Bei Meinungsverſchiedenheiten ent⸗ 
ſcheidet der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 

3) Die Erſuchen der Generalkommiſſion in Gemäßheit der $$. 2 und 5 
ſind koſtenfrei. 

4) Für das Verfahren nach Vorſchrift der S$. 7 und 8 wird ein Pauſch⸗ 
quantum nach Maßgabe der wirklich erwachſenen Koſten erhoben. 

5) Bei dem Verfahren behufs Uebernahme von Erbabfindungsrenten 
($$. 20 bis 25) wird die Hälfte der Koſtenpauſchſätze für die Ablöſung 
von Reallaſten ($. 2 Ziffer 1 und $. 3 des Geſetzes über das Koſten⸗ 
weſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 [Geſetz-Samml. 
S. 395]) in Anſatz gebracht, wobei der Jahreswerth nach den Zinſen 
der ausgegebenen Rentenbriefe feſtzuſtellen iſt. Für die Vornahme 
eines Einigungsverſuches ($. 20) wird ein Koſtenpauſchquantum nach 
Maßgabe der baaren Auslagen erhoben. 

6) Die Koſten des Verfahrens ($$. 20 bis 25) werden zur Hälfte vom 
Anerben, zur anderen Hälfte von den beim Verfahren betheiligten Mit- 
erben, von dieſen nach Verhältniß ihrer Erbabfindungsrenten, getragen. 
Erfolgt im Falle des $. 20 eine Einigung nicht oder wird der Antrag 
auf Uebernahme der Erbabfindungsrente auf die Rentenbank zurück⸗ 
genommen, oder zurückgewieſen, ſo trägt der Antragſteller die Koſten. 


$. 40. 

Die Beſtimmungen der Höfegeſetze und Landgüterordnungen finden, un⸗ 
beſchadet der Vorſchriften der $$. 11 bis 13, auf Anerbengüter ($. 1) keine An- 
wendung. Die in die Höfe- und Landgüterrollen eingetragenen Anerbengüter 
und die Vermerke über dieſe Eintragungen im Grundbuche ſind auf Antrag der 
im $. 2 bezeichneten Behörden koſtenfrei zu löſchen. Von der Löſchung iſt der 
Eigenthümer zu benachrichtigen. 

F. 41. 

Dieſes Geſetz tritt, außer in dem Geltungsbereiche des Geſetzes, betreffend 
das Grundbuchweſen und die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, 
in dem Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Grof- 


„ 


herzoglich Heſſiſchen und Landgräflich Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz-Samml. S. 481) am 1. Oktober 1896 
in Kraft. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens im Geltungsbereiche des genannten Geſetzes 
wird durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Durch Königliche Verordnung kann dieſes Geſetz im Kreiſe Herzogthum 
Lauenburg eingeführt werden. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 8. Juni 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Boſſe. 
Bronſarxt v. Schellendorff. Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
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Aulage I. 


Tabelle zum §. 21 Abſaz 2 des Gefehes, betreffend das 


Für die Amortiſationsperiode 


Tilgung eines mit 4 Prozent verzinslichen Kapitals 


von 100 Mark durch eine jährliche Tilgungsrente von N 


51, Prozent Tilgungs 
treffen von der ſodann fälligen und bleiben vom; 
nach Tilgungsrente auf Kapitale im Laufe von von 
e K O en ; des 10 Mark 5 Mark 
Jahren Zinſen Kapital noch zu tilgen Jahres 

M, M. AM, M, M. 

0 — — 100,00000 1 181,82 90,91 
1 4, 0 000 1,5000 98,5 000 2 179,09 89,54 
2 3,94000 1,56000 96,94000 3 176,25 88,13 
3 3,87760 1,62240 95,31760 4 173,30 86,65 
4 3,81270 1,68730 93,63030 5 170,24 85,12 
5 9,74521 1,75479 91,87551 6 167,05 83,52 
6 3,67502 1,82498 90,05053 7 163,73 81,86 
7 3,60202 1,89798 88,15255 8 100,26 80,13 
8 3,52610 1,97390 86,17865 9 156,69 78,34 
9 9,44715 2,05285 84,12580 10 152,96 70,48 
10 3,36503 2,13497 81,99083 11 149,07 74,54 
11 3,27963 2,22037 79,77046 12 145,04 72,52 
12 3,19082 2,30918 77,46128 13 140,84 70,42 
13 3,09845 2,40155 75,05973 14 136,47 68,24 
14 3,00239 2,49761 72,56212 15 131,93 65,96 
15 2,90248 2,59752 69,96460 16 127,21 63,60 
16 2,79858 2,70142 67,26318 17: 122,30 61,15 
17 2,69053 2,80947 64,45371 18 117,19 58,59 
18 2,57815 2,92185 61,53186 19 111,88 55,94 
19 2,46127 3,03873 58,49313 20 106,35 53,18 
20 2,33973 3,16027 55,33286 21 100,61 50,30 
21 2,21331 8,28669 52,04617 22 94,63 47,31 
22 2,08185 3,41815 48,62802 23 88,41 44,21 
23 1,94512 3,55488 45,07314 24 81,95 40,98 
24 1,80293 3,69707 41,37607 25 75,23 97,61 
25 1,65504 3,84496 37,53111 26 68,24 34,12 
26 1,50124 3,99876 33,53235 27 60,97 30,48 
27 1,34129 4,15871 29,37364 28 53,41 26,70 
28 1,17495 4,32505 25,04859 29 45,54 22,77 
29 1,00194 4,49806 20,55053 f 30 37,36 18,68 
30 0,82202 4,67798 15,87255 31 28,86 14,43 
31 0,6349 0 4,865 10 11,0745 32 20,01 10,00 
32 0,44030 5,05970 5,94775 33 10,81 5,41 


33 0,23791 5,26209 0,68566 34 1,24 0,62 
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Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedelungsgütern. 


von 33/2 Jahren. 
S TST“ 


Geſetzes iſt das Ablöſungskapital für eine 


rente 
Bemerkungen. 
von von von von 
3 Mark 1 Mark 50 Pf. 10 Pf. 


dl. dl. M. 


54,55 18,1 8 9,09 1,82 Nach den vier erſten Spalten dieſer Tabelle wird überhaupt 
53,73 17,91 8,95 1,79 jedes mit 4 Prozent verzinsliche Kapital durch eine, in 
5288 1765 881 1755 jährlichen Terminen postnumerando zahlbare Tilgungs⸗ 
I ] / rente von 5½ Prozent in 33/2 Jahren getilgt. — Da 
= 799 sh 5 5 ; 773 5 rg e p M. Kapital angenommen 
08 02 51 70 at, fo drücken ihre Reſultate überall Prozente des Kapitals 
50,11 16,7 0 8,35 1767 aus. | Nachdem m 83 Jahre Siku dioak 
49,12 16,37 8,19 1,64 gezahlt worden ift, bleiben von dem 0 8 86 a = 
48,08 16,03 8,01 1,60 zu tilgen und bei der Vorausſetzung, daß 3 I 
47,01 15,67 7,83 1,57 dies nach 2 Monaten geſchehe, kommen 
45,89 15,30 7,65 1,53 dazu an Zinſen noche 0,00457. » 
44,72 14,91 7,45 1,49 Mithin find zu zahlen 0,69023 Prozent. 
45 1 1 1905 er 5 I: Dies ift nn der jährlichen Tilgungsrente, mithin 
40, 1 13. = 6 = i = der Betrag für circa 1¼, abgerundet 2 Monat, : 
1 / 1 j Zur Tilgung des Kapitals find alfo 332/4, jährliche 
385 7 127 9 605 0 i ‚32 Rentenzahlungen erforderlich. 
„16 772 36 27 
36,69 12,23 6,11 1,22 
35,16 11,72 5,86 1,17 
33,56 11,19 5,59 1,12 
31,91 10,64 5,32 1,06 
30,18 10,06 5,03 1,01 
28,39 9,46 4,73 0,95 
26,52 8,84 4,42 0,88 
24,59 8,20 4,10 0,82 
22,57 7,52 3,76 0,75 
20,47 6,82 3,41 0,68 
18,29 6,10 3,05 0,61 
16,02 5,34 2,67 0,53 
13,66 4,55 2,28 0,46 
11,21 3,74 1,87 0,37 
8,66 2,89 1,44 0,29 
6,00 2,00 1,00 0,20 
3,24 1,08 0,54 0,11 
0,37 0,12 0,06 0,01 
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Anlage II. 
Cabelle zum $. 23 Abſaß 3 Ziffer 6 des Geſetzes, betreffend 


Für die Amortiſations 


Tilgung eines mit 3 ½ Prozent verzinslichen Kapitals ; Ken 
von 100 Mark durch eine jährliche Rentenbankrente von Denny ume in Ormápýetí > 


5 Prozent Renten 
treffen von der fodann fálligen | und bleiben vom] . 
nad) Rentenbankrente auf Kapitale 2 al bon von 
Jahren Zinſen Kapital noch zu tilgen Jahres 40 Mark 5 Mark 
dl. | AM. M. M. 

0 — — 100,00000 1 200,00 | 100,00 
1 3, 000 1,50000 98,50000 2 197,00 98,50 
2 3,44750 1,55250 96,94750 3 193,90 96,95 
3 3,39316 1,60684 95,34066 4 190,68 95,34 
4 3,33692 1,66308 93,67758 5 187,36 93,68 
5 3,27872 1,72128 91,95630 6 183,91 91,96 
6 3,21847 1,78153 90,17477 7 180,35 90,17 
7 3,15612 1,84388 88,33089 8 176,66 88,33 
8 3,09158 1,90842 86,42247 9 172,84 80,42 
9 3,02479 1,97521 84,44726 10 168,89 84,45 
10 2,95565 2,04435 82,40291 11 164,81 82,40 
11 2,88410 2,11590 80,28701 12 160,57 80,29 
12 2,81005 2,18995 78,09706 13 156,19 78,10 
13 2,73340 2,26660 75,83046 14 151,66 75,83 
14 2,65407 2,34593 73,48453 15 146,97 73,48 
15 2,57196 2,42804 71,05649 16 142,11 71,06 
16 2,48698 2,51302 68,54347 17 137,09 68,54 
17 2,39902 2,60098 65,94249 18 131,88 65,94 
18 2,30799 2,69201 63,25048 19 126,50 63,25 
19 2,21377 2,78623 60,46425 20 120,93 60,46 
20 2,11625 2,88375 57,58050 21 115,16 57,58 
21 2,01532 2,98468 54,59582 22 109,19 54,60 
22 1,91085 3,08915 51,50667 23 103,01 51,51 
23 1,80273 3,19727 48,30940 24 96,62 48,31 
24 1,69083 8,30917 45,00023 25 90,00 45,00 
25 1,57501 9,42499 41,57524 26 83,15 41,58 
26 1,45513 3,54487 38,03037 27 76,06 38,03 
27 1,33106 3,66894 34,36143 28 68,72 34,36 
28 1,20265 3,79735 30,56408 29 61,13 30,56 
29 1,06974 3,93026 26,63382 30 59,27 26,63 
30 0,93218 4,06782 22,56600 31 45,13 22,57 
31 0,78981 4,21019 18,35581 32 36,71 18,36 
3 0,64245 4,35755 13,99826 33 28,00 14,00 
33 0,48994 4,51006 9,48820 34 18,98 9,19 
34 0,33209 4,66791 4,82029 3 9,64 4,82 


95 0,16871 4,83129 = == = — 
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das Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedelungsgütern. 


periode von 35 Jahren. 

I ³˙ ·ũÄ—9mG ð ſ F ĩͤ r a G 
Geſetzes iſt das Ablöſungskapital für eine 

bankrente 


Bemerkungen. 
von von von von 


3 Mark 1 Mark 50 Pf. 10 Pf. 


60,00 20,00 10,00 2,00 | Nach den vier erſten Spalten dieſer Tabelle wird jedes mit 
59,10 19,70 9,85 1,97 2 en 112 e e 1 ine k i ispetihen 
58 17 19 39 9 69 1 94 5 i in rund 35 Jaf a BE entenbankrente vou 
57,20 19,07 9,53 1191 S zh 
56,21 18,74 9,37 1,87 
55,17 18,39 9,20 1784 
54,10 18,03 9,02 1,80 
53,00 17,67 8,83 1707 
51,85 17,28 8,64 1,73 
50,67 16,89 9,44 1,69 
49,44 16,48 8,24 1,65 
48,17 16,06 8,03 1,61 
46,85 15,62 7,81 1,56 
45,50 15,17 7,58 1,52 
44,09 14,70 7,35 1,47 
42,63 14,21 7,11 1,42 
41,13 13,71 6,85 1,37. 
39,57 13,19 6,59 1,32 
37,95 12,65 6,33 1,27 
36,28 12,09 6,05 1,21 
34,55 11,52 5,76 1,15 
32,76 10,92 5,46 1,09 
30,90 10,30 5,15 1,03 
28,99 9,66 4,83 0,97 
27,00 9,00 4,50 0,90 
24,95 8,32 4,16 0,83 
22,82 7,61 3,80 0,76 
20,62 6,87 9,44 0,69 
18,34 6,11 3,06 0,61 
15,98 5,33 2,66 0,53 
13,54 4,51 2,26 0,45 
11,01 3,67 C' 
8,40 2,80 1,40 0,28 
5,70 1,90 0,95 0,19 
2,89 0,96 0,48 0,10 
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Tabelle zum §. 23 Abfab 3 Ziffer 6 des Geſetzes, betreffend 
Für die Amortiſations 


Tilgung eines mit 3 Prozent verzinslichen Kapitals ; 8e! 
von 100 Mark durch eine jährliche Rentenbankrente von „ Swan. 


nach 
Jahren 


0 
1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 


3,0 000 
2,9 5500 
2,90865 
2,86091 
2,81174 
2,76109 
2,70892 
2,65519 
2,59985 
2,54284 
2,48413 
2,42365 
2,36136 
2,29720 
2,23112 
2,16305 
2,09294 
2,02073 
1,94635 


1,86974 
1,79083 
1,70956 
1,62585 
1,53962 
1745081 
1735933 
1726511 
1,16807 
1,06811 
0,96515 
0,85911 
0,74988 
0,63738 
0,52150 
0,40214 
0,27921 
0,15258 


4, Prozent Renten 
treffen von der ſodann fälligen | und bleiben vom; 
Rentenbankrente auf Kapital im an von 115 von 
F 7 : e 10 Mar Mark 
a 2 noch © tilgen Jahres ” 7 


-= 100,00000 1 222,22 1,21 
1,50000 98,50000 2 218,89 | 109,44 
1,54500 96,95500 3 215,46 | 107,73 
1,59135 95,36365 4 211,92 105,96 
1,63909 93,72456 5 208,28 | 104,14 
1,68826 92,03630 6 204,53 102,26 
1,73891 90,29739 7 200,66 100,33: 
1,79108 88,50631 8 196,68 98,34 
1,84481 86,66150 9 192,58 96,29 
1,90015 8476135 10 188,36 94,18 
1,95716 82,80419 11 184,01 92,00 
2,01587 80,78832 12 179,53 89,76 
2,07635 78,71197 13 174,92 87,46 
2,13864 76,57333 14 170,16 85,08 
2,20280 74,37053 15 165,27 82,63 
2,26888 72,10165 16 160,23 80,11 
2,33695 69,76470 17 155,03 77,52 
2,40706 67,35764 18 149,68 74,84 
2,47927 64,87837 19 144,17 72,09 
2,55365 62,32472 20 138,50 69,25 
2,63026 59,69446 21 132,85 66,33 
2,70917 50,98529 22 126,63 63,32 
2,79044 54,19485 23 120,3 60,22 
2,87415 51,2070 24 114,05 57,02 
2,96038 48,36032 25 107,47 53,73 
3,04919 45,31113 26 100,69 50,35 
3,14067 42,17046 27 IST 46,86 
3,23489 38,93557 28 86,52 43,26 
3,33193 35,60364 29 79,12 39,56 
3,43 189 32,17175 30 71,49 35,75 
3,53485 28,63 690 31 63,64 31,82 
3,64089 24,99601 32 55,55 27,17 
3,75012 21,24589 33 47,21 23,61 
3,86282 17,38327 34 38,63 19,31 
3,97850 13,40477 35 29,79 14,89 
4,09786 9,30691 36 20,68 10,34 
4,22079 5,08612 37 11,30 5,65 
4,34742 0,73870 38 1,64 0,82 


m, —ůů— 
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das Anerbenrecht bei Renten- und Anſtedelungsgütern. 
periode von 37/1 Jahren. 


periodě V ß ⁵²•j. 


Geſetzes iſt das Ablöfungskapital für eine 


bankrente 
Bemerkungen. 

von von von von 
3 Mark 1 Mark 50 Pf. 10 Pf. 
66,67 22,22 11/11 2,22 Nachdem 37 Jahre hindurch Rentenbankrente gezahlt worden 
65,67 21,89 10,94 2,19 ift, bleiben von dem Kapitale noch ... 0,788 70 Prozent 
64,6 4 21,55 10,77 2715 zu tilgen, und bei der Vorausſetzung, daß 

ö / 1 1 dies nach 2 Monaten geſchehe, kommen 

63,58 21,19 10,60 2,12 dazu an Jinſen. 0,00369 „ 
62,48 20,83 10,41 2,08 Mithin find noch zu zahlen 0,74239 Prozent. 
61,36 20,45 10,23 2% é“ „ 0,74239 3 > 
60,2 0 20,07 10,03 2,01 Dies ift 4750000 der jährlichen Rentenbankrente, mithin 
59,00 19,67 9,83 1,97 der Betrag von rund 2 Monaten, 
57,77 19,26 9,63 1,93 Das Kapital trägt ſich in 372/45 Jahren ab. 
56,51 18,84 9,42 1,88 
55,20 18,40 9,20 1,84 
53,86 17,95 8,98 1,80 
52,47 17,49 8,75 1,75 
51,05 17,02 8,51 1,70 
49,58 16,53 8,26 1,65 
48,07 16,02 8,01 1,60 
46,51 | 15,50 7,75 1,55 
44% 14,97 7,48 1,50 
43,25 14,12 7,21 1,44 
41,55 13,85 6,92 1,38 
39,80 1372 6,63 1,33 
38,00 12,66 6,33 1,27 
36,13 12,04 6,02 1,20 
34,21 11,40 5,70 1,14 
32,24 10,75 5,37 1,07 
30,21 10,07 5,03 |- 1,01 
28,11 9737 4,69 0,94 
25,96 8,65 4,33 0,87 
23,74 7,91 3,96 0,79 
21,45 7,15 3,57 0,71 
19,09 6,36 3,18 0,64 
16,66 5,55 2,78 0,56 
14,16 4,72 2,36 0,47 
11,59 3,86 1,93 0,39 

8,94 2,98 1,49 0,30 

6,20 2,07 1,03 0,21 

3,39 1,13 0,57 0,11 

0,49 0,16 0,08 0,02 


u em 
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(Nr. 9833.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Staatshaushalts- Etat 
für das Jahr vom 1. April 1896/97. Vom 8. Juni 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


SE 
Der dieſem Geſetze als Anlage beigefügte Nachtrag zum Staatshaushalts⸗ 
-o Etat für das Jahr vom 1. April 1896/97 wird in Ausgabe (Ab- und Zugang) 
auf 200 000 Mark feſtgeſtellt und tritt dem Staatshaushalts-Etat für das Jahr 
vom 1. April 1896/97 hinzu. 


§. 2. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 8. Juni 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Boſſe. 


Bronſart v. Schellendorff. Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 


— EE 


Nachtrag 


zum 


Staatshaushalts⸗Etat fur das Jahr vom 1. April 1896/97. 


Gegen den Etat 


2 ür 1. April 1896/97 
a Ausgabe Bee r . 
E = Zugang gang 

Mark. Mark. 
Dauernde Ausgaben. 
C. IX. Miniſterium der geiſtlichen, 
Unterrichts: und Medizinal⸗Ange⸗ 
legenheiten. 
121.| 32. Behufs allgemeiner Erleichterung der Volks⸗ 


ſchullaſte nn 


— 200 000 
Summe für ſich. 


Einmalige und außerordentliche 
Ausgaben. 
WEEE. Miniſterium der geiſtlichen, 
Unterrichts: und Medizinal⸗Ange⸗ 
legenheiten. 

15. 103 a.] Zum Bau eines Sammlungsgebäudes für das 
pathologiſche Inſtitut des Charitékranken⸗ 
hauſes in Berlin, 1. Rat 200 000| — 

Summe für ſich. 


Neues Palais, den 8. Juni 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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